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del Lazio (Italien) in dem bei diesem anhängigen Rechtsstreit
Monsanto Agricoltura Italia SpA u. a. gegen Presidenza
del Consiglio dei Ministri u. a. vorgelegtes Ersuchen um
Vorabentscheidung über die Auslegung und die Gültigkeit von
Artikel 3 Absatz 4 Unterabsatz 1 und Artikel 5 Absatz 1 der
Verordnung (EG) Nr. 258/97 des Europäischen Parlaments
und des Rates vom 27. Januar 1997 über neuartige Lebensmit-
tel und neuartige Lebensmittelzutaten (ABl. L 43, S. 1) sowie
über die Auslegung von Artikel 12 dieser Verordnung hat der
Gerichtshof unter Mitwirkung des Präsidenten G. C. Rodríguez
Iglesias, der Kammerpräsidenten J.-P. Puissochet und
C. W. A. Timmermans (Berichterstatter) sowie der Richter
C. Gulmann, D. A. O. Edward, A. La Pergola, P. Jann,
V. Skouris, S. von Bahr, J. N. Cunha Rodrigues und A. Rosas
— Generalanwalt: S. Alber; Kanzler: L. Hewlett, Hauptverwal-
tungsrätin — am 9. September 2003 ein Urteil mit folgendem
Tenor erlassen:

1. Artikel 3 Absatz 4 Unterabsatz 1 der Verordnung (EG)
Nr. 258/97 des Europäischen Parlaments und des Rates vom
27. Januar 1997 über neuartige Lebensmittel und neuartige
Lebensmittelzutaten ist dahin auszulegen, dass das bloße
Vorhandensein von Rückständen transgener Proteine in be-
stimmten Größenordnungen bei neuartigen Lebensmitteln es
nicht ausschließt, dass diese Lebensmittel als den bestehenden
Lebensmitteln im Wesentlichen gleichwertig angesehen werden
und damit das vereinfachte Verfahren für das Inverkehrbringen
dieser neuartigen Lebensmittel angewandt wird. Etwas anderes
gilt jedoch dann, wenn nach den bei der Erstprüfung verfügbaren
wissenschaftlichen Erkenntnissen ein Risiko potenziell gefährli-
cher Auswirkungen auf die menschliche Gesundheit erkennbar
ist. Das vorlegende Gericht hat festzustellen, ob diese Vorausset-
zung erfüllt ist.

2. Die Frage der Ordnungsmäßigkeit des Rückgriffs auf das
vereinfachte Verfahren nach Artikel 5 der Verordnung Nr. 258/
97 für das Inverkehrbringen neuartiger Lebensmittel hat
grundsätzlich keine Auswirkungen auf die Befugnis der Mit-
gliedstaaten, Maßnahmen nach Artikel 12 der Verordnung wie
das im Ausgangsverfahren in Rede stehende Dekret vom
4. August 2000 zu treffen. Da das vereinfachte Verfahren
nicht irgendeine — auch nur stillschweigende — Zustimmung
der Kommission impliziert, ist ein Mitgliedstaat nicht verpflich-
tet, die Rechtmäßigkeit einer solchen Zustimmung in Frage zu
stellen, bevor er derartige Maßnahmen trifft. Diese Maßnahmen
können jedoch nur dann getroffen werden, wenn der Mitglied-
staat zuvor eine möglichst umfassende Risikobewertung unter
Berücksichtigung der besonderen Umstände des konkreten Falles
vorgenommen hat, aus der sich ergibt, dass die Durchführung
solcher Maßnahmen im Hinblick auf das Vorsorgeprinzip
geboten ist, um gemäß Artikel 3 Absatz 1 erster Gedankenstrich
der Verordnung Nr. 258/97 zu gewährleisten, dass die
neuartigen Lebensmittel keine Gefahr für den Verbraucher
darstellen.

3. Die Prüfung der vierten Frage hat nichts ergeben, was die
Gültigkeit des Artikels 5 der Verordnung Nr. 258/97 insbeson-
dere hinsichtlich der Anwendungsvoraussetzung dieser Vor-
schrift, die sich auf die wesentliche Gleichwertigkeit im Sinne

von Artikel 3 Absatz 4 Unterabsatz 1 der Verordnung bezieht,
beeinträchtigen könnte.

(1) ABl. C 259 vom 15.9.2001.

URTEIL DES GERICHTSHOFES

vom 9. September 2003

in der Rechtssache C-285/01 (Vorabentscheidungsersu-
chen der Cour administrative d’appel de Douai): Isabel
Burbaud gegen Ministère de l’Emploi et de la Solidarité (1)

(Anerkennung von Diplomen — Höherer Dienst der öffentli-
chen Krankenhausverwaltung — Richtlinie 89/48/EWG
— Begriff „Diplom“ — Aufnahmeauswahlverfahren —
Artikel 48 EG-Vertrag [nach Änderung jetzt Artikel 39 EG])

(2003/C 264/18)

(Verfahrenssprache: Französisch)

(Vorläufige Übersetzung; die endgültige Übersetzung erscheint in der
Sammlung der Rechtsprechung des Gerichtshofes.)

In der Rechtssache C-285/01 betreffend ein dem Gerichtshof
nach Artikel 234 EG von der Cour administrative d’appel
Douai (Frankreich) in dem bei dieser anhängigen Rechtsstreit
Isabel Burbaud gegen Ministère de l’Emploi et de la Solidarité
vorgelegtes Ersuchen um Vorabentscheidung über die Ausle-
gung des Artikels 48 EG-Vertrag (nach Änderung jetzt Arti-
kel 39 EG) und der Richtlinie 89/48/EWG des Rates vom
21. Dezember 1988 über eine allgemeine Regelung zur
Anerkennung der Hochschuldiplome, die eine mindestens
dreijährige Berufsausbildung abschließen (ABl. 1989, L 19,
S. 16), hat der Gerichtshof unter Mitwirkung des Präsidenten
G. C. Rodríguez Iglesias, der Kammerpräsidenten J.-P. Puisso-
chet, M. Wathelet, R. Schintgen und C. W. A. Timmermans
(Berichterstatter), der Richter C. Gulmann, D. A. O. Edward,
A. La Pergola, P. Jann und V. Skouris, der Richterinnen
F. Macken und N. Colneric sowie der Richter S. von Bahr,
J. N. Cunha Rodrigues und A. Rosas — Generalanwältin:
C. Stix-Hackl; Kanzler: L. Hewlett, Hauptverwaltungsrätin,
später H. von Holstein, Hilfskanzler — am 9. September 2003
ein Urteil mit folgendem Tenor erlassen:

1. Die Feststellung des Bestehens des Examens, das die Ausbildung
an der École nationale de la santé publique abschließt, die zur
Ernennung zum Beamten auf Lebenszeit in der öffentlichen
Krankenhausverwaltung in Frankreich führt, ist als „Diplom“
im Sinne der Richtlinie 89/48/EWG des Rates vom 21. De-
zember 1988 über eine allgemeine Regelung zur Anerkennung
der Hochschuldiplome, die eine mindestens dreijährige Berufs-
ausbildung abschließen, anzusehen. Es ist Sache des vorlegenden
Gerichts, für die Zwecke der Anwendung des Artikels 3
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Absatz 1 Buchstabe a dieser Richtlinie zu prüfen, ob ein
Befähigungsnachweis, den ein Angehöriger eines Mitglied-
staats, der einen im Aufnahmemitgliedstaat reglementierten
Beruf ausüben möchte, in einem anderen Mitgliedstaat erworben
hat, als Diplom im Sinne dieser Vorschrift angesehen werden
kann, und gegebenenfalls zu untersuchen, inwieweit die durch
diese Diplome bescheinigten Ausbildungen hinsichtlich ihrer
Dauer und der von ihnen abgedeckten Fächer vergleichbar sind.
Ergeben diese Untersuchungen, dass es sich in beiden Fällen um
ein Diplom im Sinne der Richtlinie handelt und dass diese
Diplome gleichwertige Ausbildungen bescheinigen, so verstößt
es gegen diese Richtlinie, wenn der Aufnahmemitgliedstaat den
Zugang dieses Angehörigen eines Mitgliedstaats zum Beruf
eines Beamten des höheren Dienstes in der öffentlichen Kranken-
hausverwaltung davon abhängig macht, dass er die Ausbildung
an der École nationale de la santé publique erhalten und das
Examen am Ende dieser Ausbildung bestanden hat.

2. Es verstößt gegen das Gemeinschaftsrecht, wenn ein Angehöriger
eines Mitgliedstaats ein in einem Mitgliedstaat erworbenes
Diplom besitzt, das dem gleichwertig ist, das in einem anderen
Mitgliedstaat für den Zugang zu einem Beschäftigungsverhält-
nis in der öffentlichen Krankenhausverwaltung erforderlich ist,
und der zuletzt genannte Mitgliedstaat die Aufnahme dieses
Staatsangehörigen in das erwähnte Beschäftigungsverhältnis
von der erfolgreichen Teilnahme an einem Auswahlverfahren
wie dem Auswahlverfahren für die Aufnahme in die École
nationale de la santé publique abhängig macht.

(1) ABl. C 275 vom 29.9.2001.

URTEIL DES GERICHTSHOFES

(Fünfte Kammer)

vom 18. September 2003

in den verbundenen Rechtssachen C-292/01 und C-293/
01 (Vorabentscheidungsersuchen des Consiglio di Stato):
Albacom SpA (C-292/01), Infostrada SpA (C-293/01) ge-
gen Ministero del Tesoro, del Bilancio e della Programma-

zione Economica, Ministero delle Comunicazioni (1)

(Telekommunikationsdienste — Allgemein- und Einzelge-
nehmigungen — Richtlinie 97/13/EG — Gebühren und

Abgaben für Einzelgenehmigungen)

(2003/C 264/19)

(Verfahrenssprache: Italienisch)

(Vorläufige Übersetzung; die endgültige Übersetzung erscheint in der
Sammlung der Rechtsprechung des Gerichtshofes.)

In den verbundenen Rechtssachen C-292/01 und C-293/01
betreffend dem Gerichtshof nach Artikel 234 EG vom Con-

siglio di Stato (Italien) in den bei diesem anhängigen Rechts-
streitigkeiten Albacom SpA (C-292/01), Infostrada SpA
(C-293/01) gegen Ministero del Tesoro, del Bilancio e della
Programmazione Economica, Ministero delle Comunicazioni
vorgelegte Ersuchen um Vorabentscheidung über die Ausle-
gung der Richtlinie 97/13/EG des Europäischen Parlaments
und des Rates vom 10. April 1997 über einen gemeinsamen
Rahmen für Allgemein- und Einzelgenehmigungen für Tele-
kommunikationsdienste (ABl. L 117, S. 15) hat der Gerichtshof
(Fünfte Kammer) unter Mitwirkung des Kammerpräsidenten
M. Wathelet sowie der Richter C. W. A. Timmermans,
A. La Pergola, P. Jann und S. von Bahr (Berichterstatter) —
Generalanwalt: D. Ruíz-Jarabo Colomer; Kanzler: R. Grass —
am 18. September 2003 ein Urteil mit folgendem Tenor
erlassen:

Die Richtlinie 97/13/EG des Europäischen Parlaments und des
Rates vom 10. April 1997 über einen gemeinsamen Rahmen für
Allgemein- und Einzelgenehmigungen für Telekommunikations-
dienste und insbesondere Artikel 11 verwehren es den Mitgliedstaaten,
den Unternehmen, die Inhaber von Einzelgenehmigungen im Tele-
kommunikationssektor sind, nur aufgrund dieser Inhaberschaft finan-
zielle Belastungen wie die in den Ausgangsverfahren streitigen
aufzuerlegen, die sich von den nach dieser Richtlinie zulässigen
unterscheiden und zu diesen hinzukommen.

(1) ABl. C 275 vom 29.9.2001 und ABl. C 289 vom 13.10.2001.

URTEIL DES GERICHTSHOFES

(Erste Kammer)

vom 11. September 2003

in der Rechtssache C-331/01: Königreich Spanien gegen
Kommission der Europäischen Gemeinschaften (1)

(EAGFL — Rechnungsabschluss — Zusatzbeträge für die
Rindererzeuger im Jahr 1996 — Fristen für die Mitteilung

der Überprüfungsergebnisse)

(2003/C 264/20)

(Verfahrenssprache: Spanisch)

(Vorläufige Übersetzung; die endgültige Übersetzung erscheint in der
Sammlung der Rechtsprechung des Gerichtshofes.)

In der Rechtssache C-331/01, Königreich Spanien (Be-
vollmächtigte: zunächst M. López-Monís Gallego, dann L. Fra-
guas Gadea) gegen Kommission der Europäischen Gemein-
schaften (Bevollmächtigte: S. Pardo Quintillán) wegen Nichtig-
erklärung der Entscheidung 2001/557/EG der Kommission
vom 11. Juli 2001 zum Ausschluss bestimmter von den




